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Olaf Schmidt ist Partner, Rechts-
anwalt und Avvocato bei DLA Piper, 
Mailand.

Steuerliche Änderungen bei 
Immobilieninvestitionen in Italien

Olaf Schmidt

Nach Protesten wurde das im Juli in Italien erlassene Bersani-Dekret revidiert. 
So verschwand die kategorische Befreiung des Kaufes und der Vermietung von 

Immobilien von der Mehrwertsteuerpflicht und das damit verbundene Recht des 
italienischen Staates auf Rückforderung von bereits erstatteter oder 

verrechneter Umsatzsteuer für die letzten zehn Jahre. Geblieben ist eine 
Erhöhung der Anschaffungskosten um vier Prozent, eine zusätzliche jährliche 

Registersteuer von einem Prozent auf Mietverträge sowie das Verbot der 
Abschreibung des Grundstückswertes, erläutert der Autor. (Red.)

Der Autor
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Am 11. August 2006 wurde das Gesetz 
Nr. 248/2006 in der Gazzetta Ufficiale, 
dem italienischen Bundesanzeiger, veröf-
fentlich. Es wandelte das so genannte 
Bersani-Dekret (Gesetzesdekret Nr. 223 
vom 4. Juli 2006) in ein Gesetz um. Bei 
der Umwandlung in ein förmliches Gesetz 
wurden wesentliche Aspekte des ur-
sprünglichen Gesetzesdekrets, das auch 
unter deutschen Immobilieninvestoren 
für Unruhe gesorgt hatte, geändert. Die 
Neuigkeiten betreffen in erster Linie die 
indirekten Steuern, das heißt die Trans-
aktionssteuern. Es sind allerdings auch 
einige Änderungen im Bereich der direk-
ten Steuern, also der Einkommensteuern  
zu verzeichnen. Im Folgenden sollen die 
nunmehr definitiven Neuigkeiten bei der 
Besteuerung von Immobilieninvestitionen 
in Italien zusammengefasst werden. 

Zunächst zu den Änderungen bei der 
Transaktionsbesteuerung. Hier hat der 
Gesetzgeber ein Optionsregime im Hin-
blick auf die Mehrwertsteuerpflichtigkeit 
des Erwerbs und der Vermietung von 
Immobilien, eine Erhöhung der Hypothe-
kar- und Katastersteuer auf den Erwerb 
von Immobilien sowie eine einmal pro 
Jahr fällige einprozentige Registersteuer 
auf Mietverträge eingeführt. Unterschie-
den werden muss zwischen zu Wohn-
zwecken genutzten und nicht zu Wohn-
zwecken genutzten Immobilien.

Verkauf von nicht zu Wohnzwecken 
genutzten Immobilien

 
Der Erwerb von nicht zu Wohnzwecken 
genutzten Immobilien unterlag bisher in 
fast allen Fällen aufgrund zwingender 
gesetzlicher Anordnung einer 20-pro-
zentigen Mehrwertsteuer. Dies ist heute 
nicht mehr in jedem Fall so. Das Bersani-

Dekret in der Form, die es durch das 
Umwandlungsgesetz erhalten hat, unter-
scheidet zwischen den folgenden drei 
Fällen:

 Der Erwerb erfolgt vom Entwickler/
Erbauer der Immobilie innerhalb von vier 
Jahren ab der Fertigstellung der Immobi-
lie. In diesem Fall unterliegt der Kauf-
preis zwingend (kein Wahlrecht) der 20-
prozentigen Mehrwertsteuer. Zusätzlich 
kommt es zur Anwendung einer Regis-
tersteuer in Höhe von 168 Euro, einer 
Hypothekarsteuer in Höhe von drei Pro-
zent des Kaufpreises und einer Kataster-
steuer in Höhe von einem Prozent des 
Kaufpreises.

 Der Erwerb erfolgt vom Entwickler/
Erbauer nach Ablauf der vier Jahre seit 
der Fertigstellung der Immobilie oder der 
Erwerb erfolgt (gleich zu welchem Zeit-
punkt) von einem Verkäufer, der nicht 
Entwickler oder Erbauer ist. In diesem 
Fall kommt es zunächst zur Anwendung 
einer Registersteuer in Höhe von 168 
Euro, einer Hypothekarsteuer in Höhe 
von drei Prozent des Kaufpreises und 
einer Katastersteuer in Höhe von einem 
Prozent des Kaufpreises. Anders als bei 
dem Erwerb vom Entwickler/Erbauer 
innerhalb von vier Jahren nach Fertig-
stellung der Immobilie kommt es hinge-
gen zur Anwendung von Mehrwertsteuer 
in Höhe von 20 Prozent nur wenn der 
Käufer ein Rechtssubjekt ist, das mehr-
wertsteuerpflichtige Umsätze von weni-

ger als 25 Prozent seines Gesamtumsat-
zes macht oder dessen Umsätze von der 
Mehrwertsteuer ausgeschlossen sind; 
oder der Verkäufer optiert für die An-
wendung der Mehrwertsteuer auf den 
einschlägigen Erwerbsvorgang.

 In allen anderen Fällen unterliegt der 
Erwerb von nicht zu Wohnzwecken ge-
nutzten Immobilien lediglich der Regis-
tersteuer in Höhe von 168 Euro, einer 
Hypothekarsteuer in Höhe von drei Pro-
zent des Kaufpreises und einer Kataster-
steuer in Höhe von einem Prozent des 
Kaufpreises. Eine Mehrwertsteuer kommt 
dann nicht zur Anwendung.

Die vierprozentige Hypothekar- und Ka-
tastersteuer ist für Operationen, die vom 
1. Oktober 2006 an abgeschlossen wer-
den, auf zwei Prozent reduziert, sofern an 
dem Erwerb ein italienischer Immobilien-
fonds, Leasinggesellschaften, Banken 
oder Finanzdienstleister beteiligt sind.  

Vermietung von nicht zu 
Wohnzwecken genutzten Immobilien

Bei der Vermietung von nicht zu Wohn-
zwecken genutzten Immobilien ist zwi-
schen Mietverträgen, Betriebspacht und 
Finanzleasing zu unterscheiden.

Die Vermietung auf der Grundlage von 
Mietverträgen (contratti di locazione) 
unterliegt wie bisher einer 20-prozenti-
gen Mehrwertsteuer, wenn der Vermieter 
ein Mehrwertsteuerzahler ist und:

– der Mieter ein Rechtssubjekt ist, das 
mehrwertsteuerpflichtige Umsätze von 
weniger als 25 Prozent seines Gesamt-
umsatzes macht; oder

– der Mieter ein Rechtsubjekt ist, dessen 
Umsätze von der Mehrwertsteuer ausge-
schlossen sind; oder

– der Vermieter für die Anwendung der 
Mehrwertsteuer auf den einschlägigen 
Mietvertrag optiert.

In jedem Fall unterliegt die Vermietung 
von nicht zu Wohnzwecken genutzten 
Immobilien durch Vermieter, die Mehr-
wertsteuerzahler sind, einer einmal jähr-
lich fälligen Registersteuer in Höhe von 
einem Prozent des Jahresmietzinses. Die 
Option für die Mehrwertsteuerpflichtig-
keit ist erforderlich, um die volle Vor-
steuerabzugsfähigkeit zu erhalten. Da 
der Erwerb von Immobilien in der Regel 
mehrwertsteuerpflichtig sein wird, be-
steht ein Interesse des Erwerbers, bei der 
anschließenden Vermietung für die 
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Mehrwertsteuerpflicht zu optieren und 
so die Möglichkeit zu erhalten, die beim 
Erwerb gezahlte Mehrwertsteuer zu 
verrechnen beziehungsweise zur Erstat-
tung zu verlangen.

Bei der Verpachtung von Betrieben oder 
Betriebszweigen (affitti di azienda oder 
affitti di ramo di azienda) kommen die 
oben im Hinblick auf die Vermietung 
dargelegten Regelungen zur Anwendung, 
wenn die Immobilie, die ja bei der Pacht 
ein Teil des verpachteten Betriebs ist, 
zumindest 50 Prozent des Gesamtwerts 
des Betriebs darstellt. Dies ist in der Re-
gel bei der Vermietung von Betriebszwei-
gen in Shopping Centern, Retail Parks 
oder Factory Outlets der Fall. 

Daher wird auch bei der Verpachtung 
von Betrieben oder Betriebszweigen die 
zusätzliche Registersteuer in Höhe von 
jährlich einem Prozent der Jahrespacht 
in aller Regel zu zahlen sein. Die Aus-
übung einer Option zur Mehrwertsteuer-
pflichtigkeit zwecks Erhaltung der Vor-
steuerabzugsfähigkeit ist hingegen nicht 
erforderlich, da die Betriebsverpachtung 
qua Gesetz mehrwertsteuerpflichtig ist.

Auch die Raten eines Finanzierungslea-
singvertrags unterliegen nunmehr einer 
einprozentigen Registersteuer, berechnet 
auf den Nominalwert der einzelnen Lea-
singrate. Die gezahlte Registersteuer 
kann allerdings auf die beim Rückkauf 
der Immobilie fällige Hypothekar- und 
Katastersteuer in Höhe von insgesamt 
zwei Prozent (dies ist die oben darge-
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stellte reduzierte Hypothekar- und Ka-
tastersteuer von vier Prozent für Opera-
tionen, denen Leasinggesellschaften 
beteiligt sind) angerechnet werden. 

Auf diese Weise fallen bei einem Finan-
zierungsleasing, zusätzlich zur Mehr-
wertsteuer, folgenden Steuern an: Zwei 
Prozent Hypothekar- und Katastersteuer 
beim Kauf der Immobilie durch die Lea-
singgesellschaft, ein Prozent Register-
steuer auf die Leasingraten während der 
Laufzeit des Vertrags und schließlich 
nochmals zwei Prozent Hypothekar- und 
Katastersteuer beim Kauf der Immobilie 
durch den Leasingnehmer, wobei hier die 
bereits während der Dauer des Leasing-
vertrags gezahlte Registersteuer zur 
Anrechnung gebracht werden kann.

Verkauf von zu Wohnzwecken 
genutzte Immobilien

Der Verkauf von zu Wohnzwecken ge-
nutzten Immobilien unterliegt den fol-
genden Steuern:

 Erfolgt der Erwerb vom Entwickler/
Erbauer der Immobilie innerhalb von vier 
Jahren ab der Fertigstellung der Immobi-
lie, unterliegt der Kaufpreis zwingend 
(kein Wahlrecht) der Mehrwertsteuer. 
Diese kommt wie bisher in Höhe von 
zehn, vier oder 20 Prozent zur Anwen-
dung. Außerdem wird Register-, Katas-
ter- und Hypothekarsteuer in Höhe von 
jeweils 168 Euro, also insgesamt 504 
Euro fällig.
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 Erfolgt der Erwerb erfolgt vom Ent-
wickler/Erbauer nach Ablauf der vier 
Jahre seit der Fertigstellung der Immobi-
lie oder von einem Verkäufer, der nicht 
Entwickler oder Erbauer ist, fällt keine 
Mehrwertsteuer an. Die Registersteuer 
wird in diesem Fall in Höhe von sieben 
Prozent, die Hypothekarsteuer in Höhe 
von zwei Prozent und die Katastersteuer 
in Höhe von einem Prozent des Kaufprei-
ses erhoben. Beim Erwerb des so ge-
nannten „ersten Hauses“ (prima casa) ist 
die Registersteuer auf drei Prozent und 
die Hypothekar- und Katastersteuer auf 
jeweils 168 Euro reduziert.

 Die Vermietung von zu Wohnzwecken 
genutzten Immobilien unterliegt in kei-
nem Fall der Mehrwertsteuer. Es fällt 
hingegen immer eine jährliche Register-
steuer in Höhe von zwei Prozent der 
Jahresmiete an.

Obwohl dies in der politischen Debatte 
weniger Beachtung fand hatte das Ber-
sani-Dekret auch einige Änderungen im 
Bereich der Einkommensbesteuerung 
eingeführt. Diese sind nahezu unverän-
dert vom Umsetzungsgesetz 248/2006 
übernommen worden.

Keine Abschreibung  
für das Grundstück

Bisher wurde in der italienischen Praxis 
die Abschreibung auch des dem Grund-
stück zuzurechnenden Teils des Kaufprei-
ses zugelassen, sofern das Grundstück 
nicht ohne weiteres eigenständig ver-
wertet werden konnte. Das Umsetzungs-
gesetz hat die vom Bersani-Dekret vor-
gesehene Abschaffung dieser Möglich-
keit bestätigt. 

Sofern das Grundstück nicht von vorne-
herein gesondert in den Büchern erfasst 
worden ist, sind zumindest 20 Prozent 
des Kaufpreises (respektive 30 Prozent 
bei Industriegebäuden) dem Grundstück 
zuzuweisen und mithin von der Ab-
schreibungsgrundlage auszuschließen. 
Der Wert des Grundstücks ist in diesem 
Fall mit einem Bewertungsgutachten zu 
unterlegen.  

Das Umsetzungsgesetz hat die Regelun-
gen des Bersani-Dekret im Hinblick auf 
die Abschaffung des Grundfreibetrags in 
Höhe von 3 000 Euro für nicht in Italien 
ansässige Einkommensteuerpflichtige 
nicht geändert. Es bleibt also dabei, dass 
nicht in Italien steuerlich ansässige Per-
sonen den Grundfreibetrag nicht mehr in 
Anspruch nehmen können. Dies macht 
das in den letzten Jahren auch in Italien 

Tabelle 1: Indirekte Steuern auf Eigentumsübertragung bei Immobilien
Sachverhalt Mehrwertsteuer Register-

steuer
Hypothekar-

steuer
Kataster- 

steuer
Verkäufer: Entwickler, der innerhalb 
von vier Jahren nach Fertigstellung 
verkauft. 
Käufer: mehrwertsteuerpflichtig, 
(überwiegend) mehrwertsteuerbefreit.

20 Prozent (keine Option) 168 Euro 3 Prozent 1 Prozent

Verkäufer: Entwickler, der nach Ablauf 
von vier Jahren nach Fertigstellung 
verkauft/jeder andere mehrwert-
steuerpflichtige Verkäufer. 
Käufer: Investor mit weniger als 
25 Prozent mehrwertsteuerpflichtigen 
Umsätzen oder mehrwertsteuerbefreit, 
einschließlich Private.

20 Prozent (keine Option) 168 Euro 3 Prozent 1 Prozent

Verkäufer: Entwickler, der nach Ablauf 
von vier Jahren nach Fertigstellung 
verkauft/jeder andere mehrwertsteuer-
pflichtige Verkäufer. 
Käufer: Investor mit mehr als  
25 Prozent mehrwertsteuerpflichtigen 
Umsätzen.

20 Prozent (wenn Option 
ausgeübt wird)

168 Euro 3 Prozent 1 Prozent

Erwerb unter Beteiligung (Verkäufer 
oder Käufer) von Banken, Finanz-
dienstleister oder italienischen  
Immobilienfonds.

20 Prozent (Optionsrecht 
oder zwingend je nach 
Sachverhalt auf Verkäu-
ferseite, siehe oben)

168 Euro 1,5 Prozent 0,5 Pro-
zent
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genutzte Modell der GmbH & Co KG mit 
einer Vielzahl steuerlich nicht in Italien 
ansässigen Kommanditisten weniger 
attraktiv.  

Erhöhung der Koeffizienten  
der società di comodo

Aufgrund der weit verbreiteten Tendenz, 
Immobilien aus rein steuerlich begrün-
deten Motiven in Gesellschaften einzu-
bringen, gibt es in Italien seit langen  
das Gesetz über die so genannte società 
di comodo, wörtlich übersetzt „Bequem-
lichkeitsgesellschaft“ (Gesetz Nr. 
724/1996). 

Das Gesetz findet auf Immobiliengesell-
schaften in der Form von Kapital- und 
Personengesellschaften, aber auch italie-
nische Betriebsstätten ausländischer 
Unternehmen Anwendung. Es sieht Min-
destumsätze vor, bei deren Nichterrei-
chen bestimmte fiktive Gewinne unter-
stellt werden und, sofern die Umsatz-
schwellen für einen längeren Zeitraum 
nicht erreicht werden, auch das Recht 
zur Mehrwertsteuererstattung bezie-
hungsweise -verrechnung verlustig geht. 

Die vom Gesetzgeber festgesetzten Min-
destumsätze waren bisher so niedrig, 
dass das Gesetz keine praktische Rele-
vanz für echte Immobilieninvestoren 
hatte. Das Bersani-Dekret hat die Min-
destumsätze für Immobilieninvestitionen 
nun herabgesetzt auf sechs Prozent des 
Buchwertes der Immobilie (zuvor drei 
Prozent). Mit anderen Worten, die Brut-
tomieterträge müssen wenigstens sechs 
Prozent des Buchwertes der Immobilie 
betreffen. Betrachtet man die Yield 
Compression, die auch in Italien zu ver-
zeichnen ist, kann diese Schwelle bei 
einigen „echten“ Immobilieninvestiti-
onen problematisch werden. 

Wird die genannte Umsatzschwelle nicht 
erreicht, ist bei der Steuererklärung nach 
den neuen durch das Gesetz 248/2006 
eingeführten Regelungen ein fiktiver 
steuerpflichtiger Gewinn in Höhe von 
4,75 Prozent des Buchwertes der Immo-
bilie zu unterstellen. 

Da der Mindestumsatz in Höhe von sechs 
Prozent der Bruttomieten im Bezug auf 
den Buchwert der Immobilie berechnet 
wird, ist die Schwelle beim Kauf von 
Gesellschaften, die die Immobilien zu 
einem niedrigeren Buchwert in ihren 
Büchern haben, in der Regel unproble-
matisch. Zu bedenken ist zudem, dass die 
Regelungen über die societa di comodo 
im ersten Jahr nach der Gründung einer 
Gesellschaft nicht zur Anwendung kom-
men und nach drei Jahren der Existenz 
der relevante Umsatz über den Durch-
schnittsumsatz der letzten drei Jahre 
errechnet wird. 

Das Bersani-Dekret sieht eine Reihe von 
Ausnahmetatbeständen vor, bei deren 
Eintritt die Bestimmungen über den 
Mindestumsatz keine Anwendung fin-
den. Relevant für deutsche Investoren ist 
wohl nur die Tatsache, dass die Immobi-
liengesellschaft mehr als 100 Gesell-
schafter hat. Hier ist abzuwarten, wie der 
italienische Fiskus auf Immobilieninvesti-
tionen durch Immobilienfonds reagiert 
und ob insbesondere die Anteilinhaber 
als „Gesellschafter“ im Sinne dieser Re-
gelung anerkannt werden. Bei der immer 
häufiger vorkommenden Investition über 
italienische Immobiliengesellschaften 
hilft diese Ausnahmeregelung allerdings 
nicht.

Das Gesetz sieht nach wie vor die Mög-
lichkeit vor, über einen spezifischen An-
trag (so genannter interpello im Sinne 
des Art. 37 bis Abs. 8 Präsidentialdekrets 
600/1973) vom Steueramt die Nichtan-

wendung des fiktiven Gewinns zu ver-
langen. Damit diesem Antrag stattgege-
ben wird, müssen „objektive Umstände 
mit außerordentlichem Charakter“ dar-
gelegt werden. 

Da der Sinn des Gesetzes Nr. 724/1996 in 
der Vermeidung von Steuermissbrauch 
liegt, sollte es bei echten Immobilienin-
vestitionen wohl immer gelingen, die 
Anwendung der Bestimmungen über den 
genannten Antrag zu vermeiden. Hier 
muss die Verwaltungspraxis abgewartet 
werden. In jedem Fall sorgt aber die Neu-
regelung für eine zusätzliche bürokrati-
sche Hürde und ist als weiterer Beweis 
des fehlenden Verständnisses des italie-
nischen Gesetzgebers für die Realitäten 
des Immobilienmarktes zu sehen.

Ausübung der Mehrwertsteueroption 
– Zahlung der Registersteuer

Mit Rundschreiben 135798/2006 vom 
15. September 2006 hat die Steuerbe-
hörde (Agenzia delle Entrate) die Modali-
täten festgelegt, mit denen die Mehr-
wertsteueroption für bestehende und 
neue Mietverträge ausgeübt und die 
fällige Registersteuer gezahlt werden 
muss. Im einzelnen gilt folgendes:

 Für bestehende Mietverträge (und 
Pachtverträge mit überwiegender Ge-
bäudekomponente) muss die Option im 
Zeitraum zwischen dem 1. und 30. No-
vember 2006 ausgeübt werden. Die Aus-
übung der Option (und die Zahlung der 
Registersteuer) erfolgt über das Internet 
(in via telematica) unter Nutzung der 
dafür bereits vorgegebenen Formulare.

 Die Option wird vom Vermieter aus-
geübt.

 Gleichzeitig mit der Ausübung der 
Mehrwertsteueroption muss die einpro-
zentige Registersteuer gezahlt werden. 
Für das laufende Jahr 2006 muss die 
Registersteuer auf einen Betrag berech-
net werden, der der Miete für den Zeit-
raum vom 4. Juli bis zum 31. Dezember 
2006 entspricht.

 Entscheidet sich der Vermieter, die 
Registersteuer für die gesamte Laufzeit 
des Mietvertrags in einer Summe zu 
zahlen, wird ein Skonto in Höhe der 
Hälfte des gesetzlichen Zinssatzes multi-
pliziert mit der Zahl der im Voraus ge-
zahlten Mietvertragsjahre gewährt.
 
 Steht die Miete nicht fest (beispiels-
weise, weil eine umsatzbezogene Miete 
vereinbart wurde), muss die Register-
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Tabelle 3: Änderungen für Immobilieneinkünfte bei der Gesetzgebung 
zur società di comodo
Parameter Schwelle

Prozentuales Verhältnis zwischen Umsatz  
und Buchwert der Immobilien

6 Prozent

Unterstellter Gewinn bei Nichterreichen  
der Umsatzschwelle

4,75 Prozent des Buchwertes der Immobilie

Tabelle 2: Änderungen im Bereich der direkten Steuern auf Immobilieneinkünfte
Sachverhalt Änderung

Abschreibungen Keine Einbeziehung des Grundstückswerts in Abschreibungsgrundlage.

Società di comodo Erhöhung der Parameter für Mindestumsatz: Miete muss mindestens  
sechs Prozent des Buchwerts der Immobilie erreichen.

Steuerfreibetrag Tax-Free-Area gilt nicht mehr für steuerlich nicht in Italien Ansässige.

Expo Real 2006 + + +
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steuer innerhalb von 20 Tagen ab dem 
Datum, an dem die Miete feststeht, ge-
zahlt werden.   

Weder das Gesetz 248/2006 noch das 
zitierte Rundschreiben legen fest, wer 
die jährliche Registersteuer zu zahlen 
hat. Vor dem Fiskus sind beide Parteien 
des Mietvertrags gesamtschuldnerisch 
zur Zahlung verpflichtet. Aufgrund  
der vorgesehenen Zahlungsmodalitäten 
zahlt der Vermieter die Registersteuer 
und wird dann, wenn möglich, vom 
Mieter die Rückerstattung eines Teils 
dieser Steuer verlangen. Bei neu ab-
zuschließenden Mietverträgen kann  
eine hälftige Teilung der Registersteuer  
vereinbart werden. Auch eine vollstän-
dige Übernahme der Registersteuer 
durch den Vermieter wäre rechtlich 
zulässig.

Problematisch erscheint hingegen eine 
Abwälzung der Registersteuer auf den 
Mieter, die 50 Prozent der Registersteuer 
überschreitet. Art. 8 des Gesetzes 
392/1978 (Gesetz über die gewerbliche 
Vermietung) sieht nämlich eine hälftige 
Teilung der Registersteuer vor. Diese 
Regelung kann aufgrund zwingender 
gesetzlicher Bestimmung nicht zulasten 
des Mieters geändert werden. Auch wenn 
die Norm die alte Registersteuer betraf 
(die nur einmal und zuletzt in Höhe von 
168 Euro zu zahlen war), wird sie wohl 
auch auf die neue jährlich zu zahlende 
einprozentige Registersteuer zur Anwen-
dung kommen. Bei bestehenden Miet-
verträgen ist zu prüfen, was die Parteien 
vereinbart haben. 

Wer übernimmt  
die Registersteuer?

Hat der Vermieter eine 100-prozentige 
Übernahme der Registersteuer akzep-
tiert, wäre aus der Sicht der Vermieter zu 
argumentieren, dass diese Vereinbarung 
nicht getroffen worden wäre, wenn man 
von einer einprozentigen, jährlich fälli-
gen Steuer gewusst hätte. Allgemeine 
Prinzipien der Vertragsauslegung müssen 
herangezogen werden. Eine Regelung, 
nach der der Mieter die gesamte Regis-
tersteuer zahlen muss, könnte vom Mie-
ter unter Berufung auf den Verstoß ge-
gen den Art. 8 des Gesetzes 392/1978 
wohl erfolgreich angefochten werden. 

Bei Pachtverträgen können die Parteien 
frei entscheiden, wer die Last der jährli-
chen Registersteuer zu tragen hat. Auch 
eine vollständige Übernahme durch den 
Pächter wäre rechtlich zulässig. Was 
bestehende Pachtverträge angeht, kann 

auf das Gesagte verwiesen werden: Es ist 
eine Frage der allgemeinen Vertragsaus-
legung, ob argumentiert werden kann, 
dass eine Klausel, nach der der Pächter 
die Registersteuer übernimmt, tatsäch-
lich auch gewollt gewesen wäre, wenn 
man gewusst hätte, dass es sich nicht um 
eine einmal fällige Registersteuer in 
Höhe von zuletzt 168 Euro handelt, son-
dern um eine jährliche fällige einprozen-
tige Steuer.

Mehrwertsteuer-Risiken für 
Immobilienverkäufer 

Bei Kaufverträgen steht das Recht zur 
Ausübung der Mehrwertsteueroption 
allein dem Verkäufer zu. Es muss im 
Kaufvertrag selbst ausgeübt werden. 
Aufgrund der heute zumeist bestehen-
den erheblichen Mehrwertsteuerforde-
rungen auf Seiten der Verkäufer ist da-
mit zu rechnen, dass es in den nächsten 
Jahren kaum zu Transaktionen kommen 
wird, die ohne Mehrwertsteuer abgewi-
ckelt werden. Sollte ein Verkäufer aus-
nahmsweise die Mehrwertsteueroption 
nicht ausüben, muss er allerdings darauf 
achten, dass der Verkauf nicht aufgrund 
gesetzlich zwingender Norm der Mehr-
wertsteuer unterliegt. 

Dies ist insbesondere relevant, wenn der 
Käufer seine Umsätze mit mehrwertsteu-
erbefreiten Aktivitäten erwirtschaftet. 
Ein Immobilienverkauf ist unter anderem 
dann mehrwertsteuerpflichtig, wenn der 
Käufer mehr als 25 Prozent seiner Um-
sätze mit mehrwertsteuerbefreiten Ge-
schäften tätigt. Da dieser Prozentanteil 
jedes Jahr mit Bezug auf den Jahresum-
satz neu berechnet werden muss, besteht 
das Risiko, dass die Grenze von 25 Pro-
zent bei Durchführung des Kaufes nicht 
überschritten war (und daher keine 
Mehrwertsteuer gezahlt wurde), sie aber 
am Ende des Jahres, in dem der Kauf 
erfolgte, überschritten ist. 

Bei einer solchen Konstellation fällt der 
Verkauf rückwirkend unter die Mehr-
wertsteuerpflicht und muss die Mehr-
wertsteuer nachträglich an den italieni-
schen Fiskus abgeführt werden. Da 
Schuldner der Mehrwertsteuer gegenüber 
dem Staat der Verkäufer ist, muss dieser 
durch angemessene vertragliche Mecha-
nismen sicherstellen, dass er die nach-
träglich zu zahlende Mehrwertsteuer 
auch tatsächlich noch vom Käufer erhält.          

Konkret hat sich durch das Bersani-
Dekret in der durch das Umsetzungsge-
setz geänderten Form am Ende nicht all 
zu viel geändert. Die Neuigkeiten kön-

nen für die meisten deutschen Investo-
ren in Italien auf folgendes beschränkt 
werden:

– Einführung einer zusätzlichen Steuer-
belastung in Höhe von vier Prozent beim 
Erwerb von Immobilien,

– Einführung einer zusätzlichen Steuer-
belastung in Höhe von einem Prozent bei 
der Vermietung von Immobilien oder 
Betrieben beziehungsweise Betriebszwei-
gen,

– Wegfall der Möglichkeit, den Grund-
stückswert abzuschreiben,

– Einführung einem Mindestumsatzes, 
bei dessen Unterschreitung ein fiktives 
Einkommen unterstellt wird.  

Der Kauf von Gesellschaften, die Immo-
bilien oder Betriebe halten, wird keiner 
der obigen Steuern unterworfen. Inso-
weit bleibt es bei der bisher schon zur 
Anwendung kommenden 0,14-prozenti-
gen Stempelsteuer. Ob der Gesetzgeber 
sich hier etwas Zusätzliches einfallen 
lassen wird, bleibt vorerst nur abzuwar-
ten. 

Beim Kauf vom Entwickler kann es sich 
aus der Sicht des Erwerbers anbieten, in 
Zukunft sofort das Grundstück zu erwer-
ben und anschließend mit dem Entwick-
ler einen Werkvertrag abzuschließen. Der 
Grundstückskauf unterliegt zwingend 
der Mehrwertsteuer und Register-, Hy-
pothekar- und Katastersteuer. Da Zah-
lungen unter dem Werkvertrag nur der 
Mehrwertsteuer unterliegen, vermeidet 
man im Ergebnis die vier Prozent Hypo-
thekar- und Katastersteuer.

Europarechtliche Bedenken

Abschließend sei darauf hingewiesen, 
dass das Bersani-Dekret in der nunmehr 
in Gesetz umgewandelten Form zwei 
europarechtlich bedenkliche Aspekte 
enthält: die Reduzierung der Hypothe-
kar- und Katastersteuer auf zwei Prozent 
nur für italienische Immobilienfonds und 
die Abschaffung der Tax-Free-Area nur 
für nicht in Italien steuerlich ansässige 
Personen. 

Beide Regelungen scheinen auf den ers-
ten Blick nicht mit dem europarechtli-
chen Gebot der Gleichbehandlung im 
Wirtschaftsleben vereinbar zu sein. Es 
bleibt abzuwarten, ob sich beispielsweise 
die deutschen Interessenverbände gegen 
diese Ungleichbehandlung zur Wehr 
setzen.
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